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Helgard Kramer 
Läßt sich sexistisches 
Verhalten verbieten? 
Überlegungen zum Gesetz 
gegen sexuelle Belästigungen 
am Arbeitsplatz 
in den USA 
(„Sexual Harassment") 

„Eine junge Frau geht die Straße hinunter. Sie ist sich 
ihrer Erscheinung und der — phantasierten oder realen 
— Reaktion aller Personen, denen sie begegnet, quä-
lend bewußt. Sie gehl an einer Gruppe von Bauarbei-
tern vorüber, die ihr Frühstück in einer Reihe entlang 
dem Bürgersteig verzehren. Ihr Magen verkrampft sich 
vor Angst, ihr Gesicht verwandetlt sich in eine Grimas-
se der Selbstbeherrschung und vorgetäuschter Unbe-
fangenheit, ihr Gang und ihre Körperhaltung werden 
steif und enthumanisiert. Gleichgültig, was sie zu ihr 
sagen, es wird unerträglich sein. Sie weiß, daß sie sie 
nicht physisch angreifen oder verletzen werden. Das 
wird nur metaphorisch geschehen. Sie werden ihr Ich 
angreifen. Sie werden erzwingen, daß ihre Gedanken 
sich auf sie konzentrieren. Sie werden ihren Körper mit 
ihren Augen benutzen. Sie werden ihren Marktpreis be-
werten. Sie werden ihre Defekte kommentieren oder sie 
mit denen anderer vorübergehender Frauen verglei-
chen. Sie werden sie zum Teilnehmer an ihren Phanta-
sien machen, ohne um ihre Einwilligung zu fragen. Sie 
werden bewirken, daß sie sich lächerlich fühlt oder gro-
tesk sexuell oder widerlich häßlich. Und vor allem wer-
den sie ihr das Gefühl geben, ein Ding zu sein. 

Die Existenz von Klassen- und Rassendifferenzen ist 
unbestritten. Aber in dieser alltäglichen Szene hat jeder 
Mann auf der ganzen Welt, gleichgültig, was seine Far-
be oder Klasse ist, die Macht, die Frau, die ihm preisge-
geben ist, dazu zu zwingen, sich selbst und ihren Kör-
per zu hassen. Jeder Mann hat diese Macht, die Frauen 
zu enthumanisieren — sogar in ihren eigenen Augen -
als Mann, in seiner Zugehörigkeit zum herrschenden 
Geschlecht. 

Keine Frau kann eine Identität entwickeln, die von 
solcher Bedrohung nicht tangiert würde."' 

Diese Beschreibung der alltäglichen Gewaltför-
migkeit des Geschlechterverhältnisses stammt 
von amerikanischen Frauen, aus einer der er-
sten Selbsterfahrungsgruppen der Frauenbewe-
gung, der Gruppe „Bread and Roses" in Bo-
ston, aus dem Jahr 1969. Damit wurden erstmals 
die subtilen und gleichzeitig tiefgreifendsten 
Formen von Frauenunterdrückung thematisiert 
und angegriffen. 

Ein Jahrzehnt später, im März 1980, wurde in 
den Komplex der Reformmaßnahmen zur Her-
stellung gleicher Beschäftigungschancen am Ar-
beitsplatz (Equal Employment Opportunity) ei-
ne gesetzliche Vorschrift aufgenommen, die be-
troffenen Frauen — oder Gruppen von Frauen 
bzw. anderen Klägern — eine Klagemöglichkeit 
gegen sexuelle Belästigungen am Arbeitsplatz 
einräumt und den Arbeitgeber dafür regress-
pflichtig macht, d.h. zur Zahlung einer — unter 
Umständen recht hohen — Entschädigungssum-
me für die „belästigte Person" verpflichtet. 
Trotz der geschlechtsneutralen Formulierung 
sind diese Vorschriften zweifellos aufgrund des 
Drucks der Frauenbewegung verabschiedet 
worden. Die Relevanz, die sexistischen Verhal-
tensweisen von Vorgesetzten und männlichen 
Kollegen in zahlreichen Prozessen von Frauen 
gegen Diskriminierung bei der Einstellung, Be-
zahlung und Beförderung zukam,2 machten de-
ren Existenz und Wirksamkeit auch für die Ge-
richte bzw. für die staatlichen Institutionen, de-
ren Aufgabe die Durchsetzung von Gleichbe-
handlung am Arbeitsplatz ist, schließlich unab-
weisbar und nötigte sie zur juristischen Umset-
zung. 

Kann die Verabschiedung dieser Vorschriften 
als tagespolitische Umsetzung der Emanzipa-
tionsansprüche gedeutet werden, mit denen die 
Neue Frauenbewegung in den USA der 60er 
Jahre antrat? Wieweit wird das, was die ein-
gangs zitierte Passage aus dem ,Bread and Ro-
ses'-Text verdeutlicht - daß im sexistischen 
Verhalten von Männem mit Hilfe der aktiven 
Thematisierung von Erotik und Sexualität der 
gesellschaftliche Objektstatus von Frauen situa-
tiv hergestellt und bestätigt wird —, in eine ge-
setzliche Maßnahme dagegen transponiert? 
Und wie kann die Frauenbewegung damit poli-
tisch umgehen? 

Ich will bei der Darstellung der Vorschriften 
gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und 
der Problematik der auf dieser Grundlage von 
Frauen geführten Prozesse, wie sie von ameri-
kanischen Autorinnen3 diskutiert werden, zu-
nächst auf die Frage eingehen, ob die Formulie-
rung der Vorschriften gegen sexuelle Belästi-
gung der Problematik sexistischer Verhaltens-
weisen, mit denen Frauen in der Berufswelt 
konfrontiert sind, gerecht wird. D.h. werden 
auch die subtilen Formen sexueller Unterdrük-
kung im Text „erfaßt" und die Bedingungen ei-
ner Verletzung oder Schädigung der betroffenen 
Frau umfassend genug formuliert? 
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Sexuelle Belästigung bzw. Erpressung wird in 
den Vorschriften gegen geschlechtliche Diskri-
minierung von der Equal Employment Oppor-
tunity Commission (EEOC) definiert als „un-
willkommene sexuelle Anträge, Aufforderung 
zu sexuellen Gefälligkeiten und anderes verba-
les oder physisches Verhalten sexueller Natur", 
denen ein Individuum am Arbeitsplatz ausge-
setzt ist. Sie werden als Verstoß gegen Abschnitt 
VII der Bürgerrechtsgesetze von 1964 geahn-
det, der die verfassungsrechtliche Grundlage ei-
nes Großteils der Antidiskriminierungsmaß-
nahmen für Frauen und ethnisch-kulturelle 
Minderheiten in den USA bildet. 

In den Bestimmungen wird zwischen zwei Ty-
pen von Sexual Harassment unterschieden: „Er-
pressung" - das ist jede Form, in der ein 
„Tauschgeschäft" angeboten wird: Sexualität 
gegen Beschäftigung oder Arbeitsplatzsicher-
heit, oder Sexualität gegen Ausbildungs- und 
Aufstiegschancen bzw. zur Vermeidung von Be-
nachteiligung in Ausbildung und Aufstieg, 
wenn die Frau sich sexuell verweigert. Solche 
Tauschgeschäfte können naturgemäß nur von 
Vorgesetzten angeboten werden. Als „Verunsi-
cherung der Arbeitsumgebung" wird der zweite 
Typus sexueller Übergriffe charakterisiert. Ge-
meint ist ein „Verhalten, das zum Ziel oder zur 
Folge hat", daß die belästigte Person „in ihrem 
Arbeitsvollzug gestört wird" oder in ein „ängsti-
gendes, feindseliges oder verletzendes Arbeits-
klima" versetzt wird, das „ihre psychische Ge-
sundheit gefährden" könnte. Dies kann Konse-
quenz der Verweigerung eines „Tauschgeschäf-
tes" gegenüber dem Vorgesetzten sein oder auf 
Verhaltensweisen der Arbeitskollegen oder 
Kunden/Klienten beruhen. Für beide Situatio-
nen kann die belästigte Person den Arbeitgeber 
haftbar machen, sofern Vorgesetzte involviert 
sind. Im Falle von Kollegen oder Kunden als 
„Tätern", macht sich der Arbeitgeber passiver 
Duldung schuldig, sofern er über einen Fall von 
Belästigung informiert war, oder auf eine Be-
schwerde hin keine Maßnahmen dagegen ergrif-
fen hat. Neben Bußgeldern sehen die Bestim-
mungen zu „Sexual Harassment" eine Ver-
pflichtung des Arbeitgebers zur Prävention se-
xueller Belästigungen vor (Information der Be-
legschaft, Einrichtung eines betriebsinternen 
Beschwerdeweges zur Schlichtung und Unter-
weisungs-Programme für männliche und weibli-
che Beschäftigte). Die bisher gerichtlich ausge-
tragenen Konflikte bezogen sich überwiegend 
auf die Variante der „Erpressung" durch Vorge-
setzte, während Fälle sexueller Belästigung 

durch Arbeitskollegen seltener vor Gericht ge-
bracht wurden; daß auch diese Klagen in Zu-
kunft zunehmen, wird aber erwartet.4 

Es hat sich gezeigt, daß auch die Bestimmun-
gen zu „Sexual Harassment", wie diejenigen zu 
Lohngleichheit und gleichen Beschäftigungs-
chancen für bisher diskriminierte Gruppen, ge-
gen ihre Intention verwendbar sind: Hier neh-
men seit einigen Jahren die Prozesse weißer 
Männer gegen „umgekehrte Diskriminierung" 
(reversed discrimination) zu, und dort wurden 
nach dem Inkrafttreten der Bestimmungen zu 
Sexual Harassment beispielsweise Klagen von 
Soldaten der US-Armee gegen Kolleginnen we-
gen sexueller Belästigungen geführt, eine Sa-
che, die wohl eher als männliche Kampfmaß-
nahme gegen die durch die Antidiskriminie-
rungsgesetze erst kürzlich zum Militär zugelas-
senen Frauen zu verstehen ist, denn als ernsthaf-
ter Ausdruck einer Umkehrung der Geschlech-
terrollen durch martialische Frauen. Diese Fälle 
der Benutzung der Vorschriften gegen die ge-
setzgeberische Intention sind faktisch eher 
Randphänomene der Reformmaßnahmen und 
entwerten deshalb nicht die Möglichkeiten, die 
sie für Frauen bieten. Eine solche Umkehrung 
ist möglich, weil der Bezugspunkt juristischer 
Definitionen immer formale, nicht reale Gleich-
heit ist; nicht Frauendiskriminierung, sondern 
Diskriminierung einer Person wegen ihres Ge-
schlechts wird gerichtlich verhandelt. Dies gilt 
auch für eine Gesetzgebung, deren erklärtes 
Ziel in der Abschaffung realer Ungleichheit be-
steht. 

Was bedeutet nun eine gerichtliche Klage ge-
gen sexuelle Belästigung für die Frau, die sie er-
hebt? Zu vermuten ist ja, daß dieselbe Zwei-
schneidigkeit bei der juristischen Austragung 
solcher Konflikte entsteht, wie wir sie von Ver-
gewaltigungsprozessen kennen, wo die Wen-
dung der Prozedur gegen das Opfer als Möglich-
keit systematisch eingebaut ist. Und auch wenn 
im Prozeß nicht das Opfer zum Täter erklärt 
wird, ist die psychische Belastung für die klagen-
de Frau groß. Wenn wir auf der anderen Seite 
an Prozesse um „Sittlichkeitsdelikte" (Verfüh-
rung Minderjähriger, homosexuelle und lesbi-
sche Sexualität, Pornographie, auch: Eheschei-
dungsprozesse) denken, in deren Nähe manche 
Sexual Harassment-Klagen zwangsläufig gera-
ten, so verschwimmen oft die Grenzen zwischen 
Opfer und Täter wegen der über Sexualität ge-
stifteten wechselseitigen Abhängigkeit. Die 
Verstrickungen von Opfer und Täter werden 
vom juristischen Zugriff, der eindeutige Gren-
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zen herzustellen versucht, übergangen. Oft 
scheint die Verhandlung des Delikts der „Tat" 
ganz unangemessen zu sein, denn was an Le-
bensgeschichte, Ereignissen und Deutungen 
dieser Ereignisse durch die Beteiligten im Pro-
zeß zur Sprache kommt, widerlegt die juristi-
schen Zuordnungen der Rollen von Täter und 
Opfer. Auf dem Terrain von Sexualität und Ero-
tik scheint die Frage nach Täter und Opfer einer 
juristischen Klärung nur in den Fällen exerzier-
ter Macht, der Ausnutzung strategischer Vortei-
le, die auf ökonomischer — das wäre der Fall der 
Erpressung durch den Vorgesetzten — oder al-
tersmäßiger Überlegenheit beruhen, oder die 
Anwendung unmittelbarer physischer Gewalt 
implizieren - im Falle der Vergewaltigung — zu-
gänglich. Das wären also, bezogen auf das Ver-
hältnis zwischen Frauen und Männern, solche 
Fälle, in denen der vorab bestehende gesell-
schaftliche Objektstatus der Frauen gleichsam 
noch einmal verdoppelt ist, durch konkrete öko-
nomische oder physische Überlegenheit des 
Mannes und deren Ausnutzung. 

So gingen einige Prozesse wegen Sexual Ha-
rassment durch die amerikanische Presse, in de-
ren Beurteilung auch die Frauenbewegung ge-
spalten war:5 Eine Fraktion meldete entschiede-
ne Zweifel daran an, ob der angeklagte Mann 
sich tatsächlich sexistischen Verhaltens schuldig 
gemacht habe, ob nicht vielmehr andere Kon-
flikte („Beziehungs"-Dramen, ökonomische 
Konkurrenzkämpfe) für die Klage gegen Sexual 
Harassment verantwortlich gewesen seien; min-
destens schien ihnen die Situation so undurch-
sichtig zu bleiben, daß die juristische „Klärung" 
nicht als Lösung erscheinen konnte. Auf der an-
deren Seite machte sich die wachsende antipor-
nographische Strömung innerhalb der amerika-
nischen Frauenbewegung für diese Klagen 
stark. Von ihr werden puritanische Moralvor-
stellungen unter feministischem Vorzeichen 
wiederbelebt. In der Trennung zwischen sittlich 
„reinen" und a-sexuellen Frauen und „triebhaf-
ten" Männern ergibt sich ein undifferenziertes, 
aber auf klare Handlungsanweisungen, vorzugs-
weise die Forderung nach staatlichen Sanktio-
nen, hinauslaufendes Weltbild. Gemessen an 
dem, was im oben zitierten „Bread and Roses"-
Text angesprochen ist, fällt aus diesem Weltbild 
sexueller Unterdrückung die Dimension der 
Enteignung einer eigenen weiblichen Sexualität 
durch eben diese puritanischen Moralvorstel-
lungen heraus, die jetzt von der antipornogra-
phischen Bewegung als Kampfinstrument gegen 
Vergewaltigung in ihren verschiedenen Formen 

reklamiert werden. An diesem Punkt trifft sie 
sich mit der neuen religiös-konservativen und 
anti-feministischen Bewegung, die in den USA 
in den letzten Jahren aufgetaucht ist. 

So bilden die Vorschriften gegen Sexual Ha-
rassment einerseits eine praktische Handhabe 
gegen alltäglich erfahrbare und bisher gesell-
schaftlich tolerierte Übergriffe von Männern. 
Daß solche gesetzlichen Vorschriften im Rah-
men der staatlichen Antidiskriminierungspoli-
tik durchgesetzt wurden, trägt der Tatsache 
Rechnung, daß die Unterordnung von Frauen in 
der Arbeitswelt (und sonstwo) auch über Sexua-
lität durchgesetzt wird. Daß sexistisches Verhal-
ten von Männern in den Status einer widerrecht-
lichen Handlung „erhoben" wird, ist Ausdruck 
des Problematischwerdens patriarchaler Selbst-
verständlichkeiten. Sexistisches Verhalten, von 
Staats wegen zum Delikt erklärt, kann minde-
stens nicht mehr als banal abgetan, verleugnet 
oder als Problem der betroffenen Frauen lächer-
lich gemacht werden. Daß die amerikanische 
Frauenbewegung dafür Öffentlichkeit herstel-
len und Sanktionierung durchsetzen konnte, 
spricht für ihre Stärke. Sexuelle Belästigung ist 
damit überhaupt erst als bestimmte Form der 
Diskriminierung definiert und zu einem ab-
grenzbaren Tatbestand gemacht worden, zu ei-
nem Topos in der Öffentlichkeit einerseits, zu 
einer handhabbaren und damit bekämpfbaren 
Verletzung bestimmter Rechte der Frauen an-
dererseits. 

Soweit die Konsequenzen solcher Strategien 
der Positivierung von Problemen nach „außen" 
im Verhältnis von Frauenbewegung und Gesell-
schaft. Für die Konsequenzen nach „innen", im 
Binnenverhältnis der Frauenbewegung, läßt 
sich dagegen die Frage stellen, ob die Verfol-
gung derartiger Strategien, für die die gesetzli-
che Regelung von Sexual Harassment exempla-
risch stehen kann, nicht auch eine Tendenz be-
zeichnet, die den Emanzipationsanspruch der 
Frauen juristich „übersetzt" und gleichsam auf-
löst in einklagbare Rechtsansprüche. Es steckt 
darin die Gefahr einer Reduktion der Frauenbe-
wegung auf eine Gleichberechtigungsbewe-
gung, wie dies für die alte bürgerliche Frauenbe-
wegung in den USA wie in Deutschland gegol-
ten hat — zugegebenermaßen nicht mit dersel-
ben Verengung, die die alte Frauenbewegung 
gekennzeichnet hat, die sich auf die Wahlrechts-
forderung konzentrierte und nach deren Erfül-
lung ihren Niedergang erlebte. Die Parallele 
stimmt nicht ganz, insofern die amerikanische 
Neue Frauenbewegung auch in der Thematisie-
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rang viel weiter gegangen ist. Aber auch schon 
die Tendenz der Positivierung bedeutet auch 
Begrenzung. Sie kann implizieren, daß für die 
Frauen der Bewegung und die nachkommenden 
Frauengenerationen die Bekämpfung der 
Frauenunterdrückung zentriert wird auf die 
Wahrnehmung einklagbarer Rechte nach staat-
lich abgesicherten Regeln. Dies könnte Phanta-
sien für neue Aktionsformen, die Eröffnung 
neuer Fronten gegen das Patriarchat, neuer 
Kampffelder, wenn die Frauen sich auf „einge-
spielte" legale Definitionen des Kampfes gegen 
Diskriminierung beschränken, behindern und 
damit der Emanzipationsbewegung auch einen 
Teil ihrer Stacheln nehmen. Falsch wäre es je-
doch, aus solchen, eher historisch-reflexiven 
Überlegungen den Schluß zu ziehen, Forderun-
gen nach und Kämpfe für einzelne Rechte der 
Frauen, wie sie mit der Illegalisierung sexueller 
Belästigung durch die US-Frauenbewegung ver-
folgt werden, seien unbedeutend für eine Ver-
besserung der Situation der Frauen oder entpo-
litisierend für die Frauenbewegung. Falsch wäre 
es, deshalb für die Abstinenz von juristischen 
Auseinandersetzungen oder von staatlicher Un-
terstützung zu plädieren. Eine solche 
Argumentationslogik hat sich in der Neuen 
deutschen Frauenbewegung in anderen Fragen, 
z.B. in den Diskussionen um staatliche Finan-
zierung von Frauenhäusern und um institutio-
nell eingebundene Frauenforschung, in der Ver-
gangenheit häufig gezeigt. In aktuellen politi-
schen Auseinandersetzungen der Frauenbewe-
gung verwendet, hat diese Argumentationslogik 

politisch lähmende Folgen. Sie trägt dazu bei, 
die Handlungsfähigkeit der Frauenbewegung 
selbst zu beschneiden und den Prozeß der Auf-
klärung über Sexismus und der Veränderung ge-
sellschaftlicher Normen, wie er mit der Durch-
setzung von Maßnahmen gegen sexistisches 
Verhalten in den USA eingeleitet wurde, wie-
derum zu blockieren, anstatt ihn auf weitere ge-
sellschaftliche Bereiche auszudehnen. 
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